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In wenigen Tagen kommt die Weltge-
meinschaft in Baku zur 29. UN-Klima-
konferenz zusammen. Zum Ende eines 
von Rekordtemperaturen, Hitzewellen, 
Überschwemmungen und Waldbrän-
den geprägten Jahres soll in der Haupt-
stadt Aserbaidschans vom 11. bis zum 
22. November über die Finanzarchi-
tektur der internationalen Klimapoli-
tik verhandelt werden. Das verspricht 
auf den ersten Blick weniger Dramatik 
als der Streit um den Ausstieg aus Öl, 
Gas und Kohle, der vergangenes Jahr 
die Klimakonferenz in Dubai bestimmt 
hat, ist aber nicht minder wichtig. Denn 
den Ländern des Globalen Südens feh-
len jedes Jahr Hunderte Milliarden 
US-Dollar für Investitionen in erneuer-
bare Energien und die Anpassung an 
die Folgen der Klimakrise.

Doch kurz vor Beginn des Gipfels 
gehen die Positionen an vielen Punk-
ten noch weit auseinander – und ein 
Kompromiss ist nicht absehbar. 

Konkret geht es in Baku um ein al-
tes Versprechen der westlichen Indus-
triestaaten, das 100-Milliarden-Dol-
lar-Ziel.1 Diese hatten 2009 zugesagt, 
ab 2020 jedes Jahr 100 Mrd. US-Dollar 
für die Länder des globalen Südens zu 
mobilisieren. Mit dem Geld sollen ar-
me Länder, die durch ihren CO2-Aus-
stoß kaum zur Erderwärmung beige-
tragen haben, bei der Anpassung an 
die Klimakrise, aber auch bei der Min-
derung von Emissionen unterstützt 
werden.  

Erreicht wurde dieses Ziel nach 
Schätzungen der OECD erst 2022, 

1	 Climate Finance and the USD 100 billion goal, 
oecd.org.

und nach 2025 fällt diese Zielvorga-
be weg. In Aserbaidschan müssen sich 
die Staaten daher erneut auf die künf-
tige Finanzierung der Klimahilfe eini-
gen, die aber zumindest das bisherige 
Niveau nicht unterschreiten soll. Ne-
ben der benötigten Summe sei vor al-
lem offen, welche Länder zu Zahlun-
gen aufgefordert werden, sagt der Kli-
maexperte von Oxfam, Jan Kowalzig. 
Werden nur die alten Industrieländer 
wie die USA und Deutschland zur Kas-
se gebeten – oder auch neue Schwer-
gewichte wie China und Indien sowie 
Golfstaaten wie Saudi-Arabien und die 
Vereinigten Arabischen Emirate? 

Die EU beharrt darauf, dass ein neues 
Finanzierungsziel nur erreicht werden 
könne, wenn sich alle Staaten mit ho-
hen Treibhausgasemissionen und wirt-
schaftlichen Kapazitäten bemühen, wo- 
mit vor allem China gemeint sein dürf-
te, das eine Beteiligung bisher jedoch 
ausschließt.2 Auch die USA und Ka-
nada sehen die Verantwortung für die 
Klimafinanzierung nicht mehr aus-
schließlich bei sich. Sogar auf die Nen-
nung einer konkreten Summe für das 
Finanzierungsziel nach 2025 wollen 
sich bisher weder die EU noch die USA 
oder Kanada festlegen. 

Die Gruppe der Like-Minded De-
veloping Countries, zu der etwa China  
und Indien zählen, hingegen fordert, 
für den Zeitraum zwischen 2025 und 
2030 jährlich mindestens eine Billion 
Dollar an Klimahilfen aufzubringen 
– und sieht die Verantwortung dafür 

2	 Vgl. Updated input paper for the third meeting 
under the ad hoc work programme on the new 
collective quantified goal on climate finance, 
unfccc.int, 29.8.2024.
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ausschließlich bei den klassischen In-
dustrieländern. Eine ähnliche Summe 
nennen die afrikanischen Länder so-
wie die Gruppe der arabischen Staaten.

Der Streit über die Einbeziehung 
neuer Geber gilt als einer der Knack-
punkte des zweiwöchigen Gipfeltref-
fens. Dass eine Einigung nur schwer 
erzielt werden kann, liegt auch an der 
politischen und historischen Tragwei-
te dieser Frage. Denn zur Debatte steht 
letztlich, wer für die Klimakrise ver-
antwortlich ist – und damit auch für die 
Kosten zu deren Bewältigung aufkom-
men muss.3

Chinas Verantwortung

Auf den ersten Blick ist kaum nachvoll-
ziehbar, warum die Wirtschaftsmacht 
China oder die Golfstaaten, deren 
Reichtum vor allem auf dem Verkauf 
fossiler Brennstoffe beruht, nicht zur 
Kasse gebeten werden sollten. Um die 
Logik dieses Konflikts zu verstehen, 
braucht es den Blick zurück, nämlich 
ins Jahr 1992. Damals unterzeich-
neten zunächst 154 Staaten die UN- 
Klimarahmenkonvention (UNFCCC),  
die bis heute eine der wichtigsten völ-
kerrechtlichen Grundlagen für den 
globalen Klimaschutz bildet. Ein lei-
tender Grundsatz des inzwischen von 
fast allen Staaten unterzeichneten 
Regelwerks ist das Prinzip der „ge-
meinsamen, aber unterschiedlichen 
Verantwortlichkeiten“.4 Damit wurde 
erstmals eine gemeinsame Zuständig-
keit aller Staaten für die Bewältigung 
des menschengemachten Klimawan-
dels festgeschrieben. Allerdings wur-

3	 Auch die Bundesregierung forderte immer 
wieder, sogenannte nicht traditionelle Geber 
– damit dürfte vor allem auch China gemeint 
sein –, stärker in die Pflicht zu nehmen, zuletzt 
etwa vergangenes Jahr bei der Einrichtung 
des Fonds für Schäden und Verluste bei der 
Klimakonferenz in Dubai. Vgl. Weltklima-
konferenz in Dubai einigt sich auf Regeln für 
neuen Fonds zum Umgang mit Klimaschäden, 
bmz.de, 30.11.2023.

4	 Vgl. Rahmenabkommen der Vereinten Natio-
nen über Klimaänderungen, unfccc.int. 

de den Industrieländern – damals fast 
ausschließlich die OECD-Staaten, die 
bis dato durch die von ihnen ausgesto-
ßenen Treibhausgase wie CO2 den Kli-
mawandel hauptsächlich verursacht 
hatten –, eine größere Verantwortung 
zugesprochen. Dies gilt sowohl für die 
Minderung der Emissionen als auch 
für die finanzielle Unterstützung von 
Ländern des Globalen Südens bei der 
Bewältigung der Klimakrise.

Das Prinzip der „gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortlichkei-
ten“ wurde seither in vielen Absichts-
erklärungen wiederholt und findet sich 
auch in Artikel 2 (2) des Klimaabkom-
mens von Paris aus dem Jahr 2015, in 
dem sich die Staatengemeinschaft auf 
das 1,5-Grad-Ziel geeinigt hat. Damit 
wirkt aber auch die Aufteilung in In-
dustrie- und Entwicklungsländer von 
vor 30 Jahren bis heute in den Ver-
handlungen zumindest implizit weiter 
fort. So weist China trotz seines enorm 
gestiegenen Wohlstands und industri-
ellen Aufschwungs die Verantwortung 
für die Klimafinanzierung von sich, 
zum Ärger auch der traditionellen Ge-
ber wie Deutschland.

Die schematische Aufteilung in In-
dustrie- und Entwicklungsländer war 
angesichts der Unterschiede innerhalb 
einzelner Ländergruppen schon im-
mer nicht ganz trennscharf. Bis heute 
hat sie zwar zum allergrößten Teil ihre  
Gültigkeit behalten – Länder wie Bur-
kina Faso, Kenia oder Afghanistan ha-
ben im weltweiten Vergleich kaum 
Emissionen verursacht und sind den-
noch überproportional von den Folgen 
der Erderwärmung betroffen –, aber 
mit Blick auf China und die Golfstaa-
ten lässt sie sich nicht mehr aufrecht-
erhalten, abgeschwächt gilt dies auch 
für Indien. China etwa ist nicht nur ab-
solut der weltweit größte Verursacher 
von Treibhausgasemissionen – was na-
türlich vor dem Hintergrund der enor-
men Bevölkerungszahl betrachtet wer-
den muss –, sondern schließt auch beim 
jährlichen Pro-Kopf-Ausstoß weiter auf 
und hat inzwischen die 27 EU-Staaten  
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überholt.5 Auch Indiens Emissionskur-
ve steigt seit den 1990er Jahren kon-
tinuierlich. Mit Blick auf den Ausstoß 
von Treibhausgasen insgesamt hat das 
südasiatische Land inzwischen die EU 
überholt und nähert sich beim Pro-
Kopf-Ausstoß an.6 

Die Golfstaaten Saudi-Arabien, Ver-
einigte Arabische Emirate oder Katar 
wiederum fallen insgesamt zwar weni-
ger ins Gewicht, haben aber, gerechnet 
auf ihre geringe Einwohnerzahl, einen 
höheren Pro-Kopf-Ausstoß pro Jahr als 
die USA, die EU und auch China. Ge-
rade angesichts der Tatsache, dass ihr 
Reichtum zum großen Teil auf der Aus-
beutung von Öl und Gas beruht, lässt 
sich nur schwer begründen, warum sie 
für die Klimahilfen nicht stärker in die 
Pflicht genommen werden sollten.

Dagegen ließe sich einwenden, dass 
für eine Gesamtbetrachtung weniger 
die jährlichen als vielmehr die histo-
risch akkumulierten Emissionen rele-
vant sind. Doch auch dieses Bild ist we-
niger eindeutig als noch vor 30 Jahren. 
Zwar fällt Indien mit knapp 60 Mrd. 
Tonnen CO2 historisch betrachtet we-
niger ins Gewicht und liegt noch hinter 
der ehemaligen Kolonialmacht Groß-
britannien, aber China steht mit schät-
zungsweise 260 Mrd. Tonnen CO2 hin-
ter den USA und der EU an dritter Stel-
le und holt weiter auf.7

Gefahr für die ärmsten Länder

Dennoch ist es den westlichen Indus-
trieländern bisher nicht gelungen, die 
Staaten des Globalen Südens in dem 
Streit auf ihre Seite zu ziehen – vor al-
lem, weil sie in Sachen Klimafinanzie-
rung ihre Versprechen selbst immer 
wieder gebrochen haben. So sollten die 

5	 Vgl. Joint Research Center, GHG Emissions 
of All World Countries, edgar.jrc.europa.eu, 
2023.

6	 Hannah Ritchie, Pablo Rosado und Max Ro-
ser, CO2 and Greenhouse Gas Emissions, our- 
worldindata.org, 2023. 

7	 Cumulative CO2 emissions, ourworldindata.
org, 2023.

100 Mrd. Dollar bereits ab 2020 jähr-
lich mobilisiert werden, erreicht wur-
de dies aber erst zwei Jahre später. In 
der Gesamtrechnung bis 2025 bleiben 
somit aller Voraussicht nach Gelder 
offen. Und angesichts der nicht nur in 
Deutschland angespannten Haushalts-
lage ist wohl kaum zu erwarten, dass 
die Staats- und Regierungschefs mit 
großen Finanzversprechen nach Baku 
reisen, um diese Lücke zu schließen. 
Im Gegenteil werden die öffentlichen 
Mittel wohl sinken. Aus Deutschland 
flossen bereits 2023 mit 5,7 Mrd. Euro  
knapp 700 Mio. Euro weniger Klima-
hilfen ins Ausland. Obendrein finden 
in den USA wenige Tage vor Beginn 
des Klimagipfels die Präsidentschafts-
wahlen statt. Ein Sieg Donald Trumps 
würde die Verhandlungen wohl erheb-
lich erschweren. 

Hinzu kommt Kritik am Zustan-
dekommen der Summe, insbesonde-
re wegen des großen Anteils von Dar-
lehen. Laut einer Analyse von Oxfam 
wurden 2022 fast 70 Prozent der Klima-
finanzierung aus öffentlichen Mitteln 
in Form von Krediten bereitgestellt. 
Die Entwicklungsorganisation schätzt 
deshalb, dass die tatsächlich erbrachte 
Unterstützungsleistung der Industrie-
länder bei lediglich 28 bis 35 Mrd. Dol-
lar lag.8 Verständlicherweise dringen 
deshalb etwa die afrikanischen Staa-
ten auf strengere Kriterien und wollen 
zumindest verhindern, dass die Kredi-
te zu marktüblichen Konditionen ange-
rechnet werden.

All dies wird die Verhandlungen in 
Baku erschweren. UNFCCC-General- 
sekretär Simon Stiell mahnte kürz-
lich bei einer Rede vor afrikanischen 
Umweltministern in Abidjan ein neu-
es Klimafinanzierungsziel an, das auf 
den Bedürfnissen der Entwicklungs-
länder beruht.9 Aber gerade die Inter-

8	 Vgl. Wert der Klimafinanzierung bis zu 88 
Milliarden Dollar weniger als angegeben, ox-
fam.de, 9.7.2024.

9	 Vgl. „Delivering on climate action will unlock 
a goldmine of human and economic benefits“: 
Simon Stiell at African Ministerial Conference 
on the Environment, unfccc.int, 5.9.2024. 
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essen der ärmsten Länder könnten bei 
dem Streit über die Einbeziehung neu-
er Geber unter die Räder geraten. Eine 
Gefahr ist etwa, dass die westlichen In-
dustriestaaten sich mit der von ihnen 
gewünschten Erweiterung der Geber-
basis nicht durchsetzen, dafür aber ih-
rerseits keine großen Verpflichtungen 
eingehen.

Das Finanzsystem reformieren 

Das wäre nicht nur ein weiterer Ver-
trauensbruch und eine schwere Last 
für zukünftige Verhandlungen, son-
dern für viele Länder des Globalen 
Südens hätte ein wenig ambitioniertes 
Ziel oder gar ein Scheitern des Gipfels 
in Aserbaidschan dramatische Folgen, 
wenn es darum geht, die Klimakrise zu 
bewältigen, die vielerorts bereits jetzt 
die Lebensgrundlagen ganzer Bevöl-
kerungsgruppen zerstört. Denn ihr Fi-
nanzbedarf ist gewaltig. Schätzungen 
zufolge müssten eine Billion Dollar pro 
Jahr mobilisiert werden, um die Ziele 
des Pariser Klimaabkommens zu errei-
chen – also eine Verzehnfachung des 
100-Milliarden-Dollar-Ziels und in et-
wa die Summe, die die afrikanischen 
Delegierten festschreiben wollen.10 
Allein für die Anpassung an die Fol-

10	Vera Songwe u.a., Finance for climate action: 
scaling up investment for climate and develop-
ment, lse.ac.uk, 8.11.2022.

gen der Klimakrise, also etwa den Bau 
von Dämmen oder die Einrichtung von 
Frühwarnsystemen, fehlen laut dem 
UN-Umweltprogramm Unep den Län-
dern des Globalen Südens jedes Jahr 
194 bis 366 Mrd. Dollar.11 Öffentliches 
Geld in Form von Zuschüssen oder 
Darlehen braucht es vor allem für die 
Anpassung. Denn anders als mit Inves-
titionen in erneuerbare Energien lässt 
sich mit Dämmen oder Frühwarnsyste-
men nur schwer Geld verdienen.

So wichtig ein ambitioniertes Ziel 
in Baku angesichts solcher Zahlen ist, 
werfen sie zugleich ein Licht darauf, 
dass weitergehende Reformen im Fi-
nanzsystem notwendig sind. Oxfam- 
Experte Kowalzig etwa schätzt, dass 
selbst bei einer Erweiterung der Ge-
berbasis um China oder die Golfstaa-
ten lediglich zehn bis 20 Prozent mehr 
Geld erreichbar sind. An vorderster 
Stelle muss daher eine Lösung für die 
hohe Staatsverschuldung gefunden 
werden, die vor allem in vielen Län-
dern Afrikas, aber auch in Sri Lanka 
oder Laos einen kritischen Stand er-
reicht hat. Laut aktuellem Schuldenre-
port des Bündnisses erlassjahr.de flie-
ßen in 45 Staaten des Globalen Südens 
mehr als 15 Prozent der Staatseinnah-
men in den ausländischen Schulden-
dienst – Geld, das auch dem Klima-
schutz fehlt.12 

Mit einem anderen Vorschlag sorgte  
zuletzt Brasilien international für Schlag- 
zeilen. Im Rahmen des G20-Vorsitzes 
setzt sich die Regierung unter Präsi-
dent Luiz Inácio Lula da Silva für eine 
globale Mindestabgabe für Milliardä-
re ein. Eine solche Steuer, die auch von 
der deutschen Entwicklungsministerin 
Svenja Schulze (SPD) unterstützt wird, 
nicht aber von der Bundesregierung 
als ganze, könnte Schätzungen zufolge 
jährlich 250 Mrd. Dollar zusätzlich ein-
bringen – das wäre immerhin ein Vier-
tel der jährlich benötigten eine Billion 
Dollar.

11	Vgl. Adaptation Gap Report 2023, unep.org, 
2.11.2023.

12	Vgl. Schuldenreport 2024, erlassjahr.de. 
blaetter.de/podcast
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